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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Kindergeldes 
(Kindergeldneuregelungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Berechtigungen 

§ 1 

Voraussetzungen des Anspruchs auf Kindergeld 

Kindergeld nach diesem Gesetz erhält auf Antrag, 
wer drei oder mehr Kinder hat. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Als Kinder im Sinne dieses Gesetzes gelten 

1. eheliche Kinder, 

2. Stiefkinder, die in den Haushalt des Stief- 
vaters oder der Stiefmutter aufgenommen 
sind, 

3. für ehelich erklärte Kinder, 

4. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

5. uneheliche Kinder (im Verhältnis zu dem 
Vater jedoch nur, wenn seine Vaterschaft 
oder seine Unterhaltspflicht festgestellt 
ist), 

6. Pflegekinder 

des Berechtigten, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. 

(2) Den Kindern, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, stehen Kinder vom vollen- 
deten 18. bis zum vollendeten 25. Lebensjahr 
gleich, die entweder für einen Beruf ausgebildet 


1 werden oder wegen körperlicher oder geistiger Ge- 
I brechen außerstande sind, sich selbst zu unter- 
I halten. 

! (3) Pflegekinder sind Kinder, die in den Haus- 

i halt von Personen aufgenommen sind, mit denen 
j sie ein familienähnliches, auf längere Dauer be- 
' rechnetes Band verknüpft, wenn diese zu dem 
Unterhalt der Kinder nicht unerheblich beitragen; 
Kinder, die in den Haushalt von Großeltern oder 
Geschwistern aufgenommen sind oder von ihnen 
überwiegend unterhalten werden, gelten als Pflege- 
kinder. 

§ 3 

Ausnahmen 

(1) Ein Anspruch auf Kindergeld besteht nicht 
für Kinder 

1. von Beamten, Richtern und Soldaten, die 
Bezüge unter Anwendung besoldungs- 
rechtlicher Vorschriften über Kind er Zu- 
schläge erhalten, 

2. von Arbeitnehmern des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und der sonstigen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
deren Beschäftigung im jeweiligen Monat 
drei Viertel der regelmäßigen Arbeits- 
zeit erreicht, soweit ihre Dienstherren Re- 
gelungen anwenden, die mindestens den 
allgemeinen tariflichen Bestimmungen des 
Bundes oder der Länder über Kinderzu- 
schläge entsprechen, 

3. von Empfängern von Versorgungsbezügen 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen mit Ausnahme solcher Kin- 
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der von Witwen, für die die Vorschriften 
über Kinderzuschläge keine Anwendung 
finden, 

4. die Waisengeld unter Anwendung besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften über Kinder- 
zuschläge erhalten, wenn Witwengeld 
nicht zu zahlen ist, 

5. von Empfängern von Übergangsgehalt 
oder Übergangsbezügen nach dem Gesetz 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 11. September 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1296), sofern für das 
dritte oder weitere kinderzuschlagsberech- 
tigte Kind Leistungen gewährt werden, 
die mindestens dem Kindergeld nach § 6 
Abs. 1 entsprechen, 

6. von Arbeitnehmern der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege (Arbeiter- 
wohlfahrt-Hauptausschuß, Central-Aus- 
schuß für die Innere Mission und Hilfs- 
werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, Deutscher Caritasverband, 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsver- 
band, Deutsches Rotes Kreuz und Zentral- 
wohlfahrtsstelle der Juden in Deutsch- 
land) einschließlich ihrer Untergliederun- 
gen und Anstalten — ohne Rücksicht auf 
deren Rechtsform — , wenn 

a) diese Arbeitnehmer Leistungen erhal- 
ten, die mindestens dem Kindergeld 
nach § 6 Abs. 1 entsprechen, oder 

b) ihre Beschäftigung im jeweiligen Mo- 
nat drei Viertel der regelmäßigen Ar- 
beitszeit erreicht und ihre Arbeit- 
geber Regelungen anwenden, die min- 
destens den allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen des Bundes oder der 
Länder über Kinderzuschläge entspre- 
chen, 

7. von Empfängern von Kinderzulagen aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
von Kinderzuschüssen aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, 

8. von zur Erfüllung des Grundwehrdienstes 
oder zu Wehrübungen einberufenen 
Wehrpflichtigen sowie von Wehrpflichti- 
gen, die den Grundwehrdienst oder 
Wehrübungen auf Grund freiwilliger Ver- 
pflichtungen ableisten, wenn Kindergeld 
zum Tabellensatz nach § 6 Abs. 3 Satz 1 
des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1046) 
gewährt wird oder der Anspruch nach 
Satz 2 dieser Vorschrift ausgeschlossen 
ist, 

9. von Personen, die für das dritte oder wei- 
tere Kind auf Grund von außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes geltenden Vorschriften dem Kin- 
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dergeld vergleichbare Leistungen erhal- 
ten, die mindestens dem Kindergeld nach 
§ 6 Abs. 1 entsprechen. 

(2) Den Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts stehen gleich Verwal- 
tungen und Betriebe, die dem öffentlichen Dienst 
nahestehen, sowie Anstalten, Einrichtungen und 
Vereinigungen mit gemeinnützigem Charakter ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform, wenn auf ihre Ar- 
beitnehmer Regelungen angewendet werden, die 
mindestens den allgemeinen tariflichen Bestim- 
mungen des Bundes oder der Länder über Kinder- 
zuschläge entsprechen. 

(3) Ein Anspruch auf Kindergeld besteht ferner 
nicht, 

1. soweit für das Kind ein Anspruch besteht 
auf 

a) Kindergeld, Waisenrente oder Wai- 
senbeihilfe nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz oder 

b) Waisenrente aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder den gesetzlichen 
Rentenversicherungen oder 

c) Unterhaltshilfe für Vollwaisen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz oder 

d) Waisenrente nach den Vorschriften 
über die Entschädigung der Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung; 

2. wenn das Kind zusdilagsberechtigt zur 
Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz ist; dies gilt auch, wenn die 
vorbezeichneten Leistungen als Kann-Lei- 
stungen oder Härteausgleich bewilligt 
werden; 

3. für Kinder von 

a) Personen, die Leistungen auf Grund 
der für die Beschäftigten bei den Alli- 
ierten geltenden Kindergeldregelung, 
die mindestens dem Kindergeld nach 
§ 6 Abs. 1 entsprechen, erhalten und 
die durch amtliche deutsche Stellen in 
Deutscher Mark bezahlt werden oder 
für die amtliche deutsche Lohnstellen 
Vorschußzahlungen in Deutscher Mark 
leisten oder die Lohnberechnung durch- 
führen, 

b) Personen, die ihr Einkommen ganz 
oder überwiegend aus einer Erwerbs- 
tätigkeit außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes beziehen; dies 
gilt nicht, wenn die Kinder Unterhalts- 
ansprüche, die ihnen gegen diese Per- 
sonen zustehen, nicht verwirklichen 
können. 

(4) Personen, die im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben (§ 1 Abs. 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes in der Fassung vom 13. Novem- 
ber 1957 — BGBl. I S. 1793), erhalten kein Kinder- 
geld nach diesem Gesetz. 
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(5) Anspruch auf Kindergeld besteht nicht für 
Kinder, die weder ihren Wohnsitz noch ihren ge- 
wohnlichen Aufenthalt in dem Gebiet des Deut- 
schen Reichs nach dem Stand vom 31. Dezember 
1937 haben. 

§ 4 

Ermächtigungen für die Bundesregierung 

(1) Die Bundesregierung ist ermächtigt, durch 
Rechtsverordnungen Ausnahmen von § 3 Abs. 4 
und 5 zuzuiassen. 

(2) Die Bundesregierung ist ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Zahlung von Kindergeld im 
Rahmen dieses Gesetzes an solche erwerbstätige 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundge- 
setzes zu regeln, die außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes erwerbstätig sind und nach 
den Gesetzen ihres Tätigkeitsortes keine den Lei- 
stungen dieses Gesetzes entsprechenden Leistungen 
für Kinder erhalten. 

§ 5 

Kindergeld bei mehreren Ansprüchen 

(1) Für jedes Kind wird nur ein Kindergeld nach 
diesem Gesetz gewährt. Erfüllen mehrere Perso- 
nen für das gleiche Kind die Voraussetzungen für 
einen Anspruch auf Kindergeld nach diesem Gesetz, 
so haben den Kindergeldanspruch 

1. der Vater, wenn Vater und Mutter die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, es sei 
denn, daß das Sorgerecht für alle Kinder 
ausschließlich der Mutter zusteht, 

2. die Adoptivpflegeeltern, wenn diese ne- 
ben den leiblichen Eltern oder den Stief- 
eltern die Anspruchsvoraussetzungen er- 
füllen. 

(2) In den übrigen Fällen hat das Vormund- 
schaftsgericht auf Antrag des Jugendamtes oder 
einer Person, die ein berechtigtes Interesse nach- 
weist, den Berechtigten zu bestimmen. Die Bestim- 
mung ist so zu treffen, daß sie dem Wohle aller 
beteiligten Kinder am besten entspricht; das Vor- 
mundschaftsgericht kann den Anspruch auf die Be- 
rechtigten aufteilen. Das Vormundschaftsgericht 
kann ferner anordnen, in welcher Weise das Kin- 
dergeld verwendet werden soll. Nach den gleichen 
Grundsätzen kann das Vormundschaftsgericht eine 
von Absatz 1 Nr. 1 und 2 abweichende Regelung 
treffen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Kindergeld 

§ 6 

Höhe, Fälligkeit und Zahlung 
des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld beträgt für das dritte und 
jedes weitere Kind je 40 Deutsche Mark monat- 
lich. 


j (2) Das Kindergeld wird gewährt vom Beginn 
; des Monats an, in dem die Voraussetzungen erfüllt 
sind, wenn der Antrag innerhalb von drei Mona- 
ten nach diesem Zeitpunkt gestellt wird, anderen- 
falls vom Beginn des Monats an, in dem der Antrag 
gestellt wird. Dem Eingang des Antrages bei der 
I nach § 8 zuständigen Stelle steht der Eingang bei 
einem Träger der Kindergeldzahlung einer inlän- 
dischen Behörde oder einem Träger der Sozialver- 
sicherung gleich. 

(3) Die Gewährung des Kindergeldes für Kin- 
der, die das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 2 
Abs. 2) bedarf eines besonderen Antrages. 

! (4) Das Kindergeld wird bis zum Ende des Mo- 

I nats gewährt, in dem die Voraussetzungen des An- 
! Spruchs Wegfällen oder der Antrag widerrufen wird. 

(5) Das Kindergeld wird in Monatsbeträgen 
nachträglich gezahlt. 


I Übertragbarkeit des Kindergeldes 

! (1) Der Anspruch auf Kindergeld ist nicht über- 

i tragbar. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann anordnen, 
daß das Kindergeld an eine andere Person oder 
Stelle als den Berechtigten ausgezahlt wird, wenn 
das Wohl der Kinder dies erfordert; die bestimmte 
i Person oder Stelle kann den Antrag gemäß § 1 
; stellen. Bei der Entscheidung sind die Grundsätze 
' des § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 maßgeblich. Das Vor- 
' mundschaftsgericht soll vor seiner Entscheidung das 
j Jugendamt hören. 

j § 8 

Antrag auf Kindergeld 

I (1) Der Antrag auf Kindergeld ist bei dem für 
' den Antragsteller zuständigen Finanzamt zu stellen. 

(2) Der Antrag muß die zum Nachweis der Be- 
rechtigung erforderlichen Angaben enthalten, 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann für 
die Antragsteilung die Verwendung eines einheit- 

I liehen Antragvordruckes vorschreiben. 

§ 9 

Prüfungsrecht; Auskimfts- und Anzeigepflicht 

(1) Das Finanzamt kann jederzeit prüfen, ob die 
Voraussetzungen für die Gewährung des Kinder- 
geldes erfüllt sind. Der Berechtigte ist verpflichtet, 
dem Finanzamt auf Verlangen alle Auskünfte zu 
geben und Beweisurkunden vorzulegen, die zur 
Nachprüfung erforderlich sind. 

I 

I (2) Entzieht sich der Berechtigte ohne triftigen 
Grund der Nachprüfung oder bringt er die erforder- 
lichen Beweisurkunden nicht bei, so kann das 
Finanzamt die Gewährung des Kindergeldes ver- 
sagen. 

I (3) Fallen die Voraussetzungen für den Anspruch 
' auf Kindergeld weg, so ist der Berechtigte ver- 
j pflichtet, dies innerhalb von zwei Wochen nach dem 
1 Wegfall dem Finanzamt schriftlich anzuzeigen. 
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§ 10 

Bescheid 

(1) Auf jeden Antrag ist ein schriftlicher Bescheid 
zu erteilen. Der Bescheid muß die zum Nachweis der 
Berechtigung erforderlichen Angaben enthalten. 
Wird dem Antrag stattgegeben, so genügt die Ein- 
tragung auf der Lohnsteuerkarte. 

(2) Wird der Antrag ganz oder zum Teil abge- 
lehnt oder das Kindergeld entzogen oder die Zah- 
lung eingestellt, so ist der Bescheid zu begründen 
und mit einer Belehrung darüber zu versehen, daß, 
bei welchem Gericht und innerhalb welcher Frist 
Klage erhoben werden kann. 

§ 11 

Auszahlung 

(1) Das Kindergeld wird durch das zuständige 
Finanzamt (§ 8 Abs. 1) ausgezahlt. 

(2) Die Bundesregierung ist ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Verfahren bei der Auszah- 
lung zu regeln. 

§ 12 

Verjährung 

Der Anspruch auf Kindergeld verjährt in zwei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres der Fällig- 
keit. 

§ 13 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 

(1) Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit ent- 
scheiden über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in 
Angelegenheiten dieses Gesetzes. 

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften 
des Sozialgerichtsgesetzes mit der Maßgabe, daß die 
Berufung nicht zulässig ist, soweit nur der Beginn 
oder das Ende des Anspruchs auf Kindergeld strei- 
tig ist. 


DRITTER ABSCHNITT 

Strafbestimmungen 

§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, 

1. wer die Pflicht zur Auskunft oder zur Vor- 
lage von Beweisurkunden nach § 9 Abs. 1 
nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt oder 
wissentlich unrichtige Auskünfte gibt oder 

2. es unterläßt, die in § 9 Abs. 3 vorgeschrie- 
bene Anzeige zu erstatten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit Geldbuße 
bis zu 5000 Deutsche Mark belegt werden. 


(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) findet An- 
wendung. Verwaltungsbehörden im Sinne des § 73 
Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind die Finanzämter; sie nehmen auch die Befug- 
nisse der obersten Verwaltungsbehörde nach § 66 
wahr. 

§ 15 

Vergehen 

§ 22 der Reichsabgabenordnung gilt entsprechend 
für Amtsträger, die mit der Ausführung dieses Ge- 
setzes befaßt sind. 


VIERTER ABSCHNITT 

Verhältnis zu anderen Gesetzen 

§ 16 

Steuerliche und sozialversicherungsrechtliche 
Behandlung des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld ist beim Empfänger steuerfrei 
und gilt nicht als Einkommen, Verdienst oder Ent- 
gelt im Sinne der Sozialversicherung und Arbeits- 
losenversicherung. 

i 

(2) Die Kinderzuschüsse aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sowie das Kindergeld aus 

! der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen- 
hilfe sind beim Empfänger steuerfrei und gelten 
nicht als Einkommen, Verdienst oder Entgelt im 
Sinne der Sozialversicherung sowie der Arbeits- 
losenversicherung und Arbeitslosenhilfe, soweit sie 
die Leistungen nach diesem Gesetz für das dritte 
und jedes weitere Kind nicht übersteigen. Kinder- 
zulagen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
gelten unter der gleichen Voraussetzung nicht als 
Einkommen, Verdienst oder Entgelt im Sinne der 
Sozialversicherung sowie der Arbeitslosenversiche- 
rung und der Arbeitslosenhilfe. 

§ 17 

Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosenhilfe 

(1) Das Kindergeld ist nicht Bestandteil des Ar- 
beitslosengeldes und der Arbeitslosenhilfe. 

(2) Bei der Gewährung von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosenhilfe 
gelten nicht als eigene Mittel oder als Einkommen 

I 1. das Kindergeld nach diesem Gesetz, 

i 2. die Kinderzulage aus der gesetzlichen Un- 

; fallversicherung und der Kinderzuschuß aus 

■ den gesetzlichen Rentenversicherungen für 

das dritte und jedes weitere Kind bis zur 
Höhe des Kindergeldes nach diesem Ge- 
setz. Wird für dasselbe Kind ein Familien- 
zuschlag gewährt, so gilt nur der diesen 
Zuschlag übersteigende Teil dieses Betra- 
I ges nicht als eigene Mittel oder als Ein- 

kommen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 
Änderung von Gesetzen 
§ 18 

Unfallversicherung 

In § 6 des Gesetzes über Zulagen und Mindest- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
und zur Überleitung des Unfallversicherungsrechtes 
im Lande Berlin vom 29. April 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 253) erhalten die Absätze 7 und 8 die 
folgende Fassung: 

„(7) Beträgt die Kinderzulage für das dritte und 
jedes weitere Kind weniger als die Leistungen nach 
dem Kindergeldneuregelungsgesetz, so wird sie auf 
diesen Betrag erhöht; bezieht der Verletzte meh- 
rere Renten aus der Unfallversicherung und betra- 
gen die Kinderzulagen zusammen weniger als die 
Leistungen nach dem Kindergeldneuregelungsgesetz 
für das dritte und jedes weitere Kind, so sind diese 
Kinderzulagen anteilmäßig zu erhöhen. Soweit die 
Vorschrift des § 559b Abs. 1 Satz 2 der Reichsver- 
sicherungsordnung dem entgegensteht, findet sie 
keine Anwendung. Die Kinderzulagen werden für 
die in Satz 1 genannten Kinder bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres gewährt, wenn diese Kinder 
entweder für einen Beruf ausgebildet werden oder 
wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen außer- 
stande sind, sich selbst zu unterhalten. 

(8) Bei der Feststellung, ob ein Kind drittes oder 
weiteres Kind iist, zählen nur Kinder bis zum voll- 
endeten 18. Lebensjahr und solche Kinder, vom 
vollendeten 18. bis zum vollendeten 25. Lebensjahr, 
die entweder für einen Beruf ausgebildet werden 
oder wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unterhalten." 

§ 19 

Kriegsopferversorgung 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung vom 
6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 469) unter Berück- 
sichtigung des Anderungsgesetzes vom 1. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 661) wird wie folgt geändert: 

1. § 32 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Als Kinder im Sinne des Absatzes 3 gelten 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

4. Stiefkinder, 

5. Pflegekinder, wenn sie von dem Be- 
schädigten schon vor Anerkennung 
der Folgen der Schädigung unentgelt- 
lich unterhalten worden sind, 

6. uneheliche Kinder, wenn sie nicht 
später als dreihundertzwei Tage nach 
Anerkennung der Folgen der Schädi- 
gung geboren sind, uneheliche Kinder 
eines männlichen Beschädigten unter 


der weiteren Voraussetzung, daß seine 
Vaterschaft glaubhaft gemacht ist, es 
sei denn, daß sie dritte oder weitere 
Kinder im Sinne des Kindergeldneu- 
regelungsgesetzes sind und für sie ein 
Anspruch besteht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung oder 
Kinderzuschuß aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeld- 
neuregelungsgesetz oder 

c) Kindergeld nach § 34a." 

2. § 34 erhält folgende Fassung; 

„§ 34 

(1) Schwerbeschädigte, die Ausgleichsrente 
beziehen, erhalten für das dritte und jedes wei- 
tere Kind im Sinne des Kindergeldneuregelungs ■ 
gesetzes ein Kindergeld in Höhe der Leistungen 
des Kindergeldneuregelungsgesetzes, 

1. soweit nicht für das Kind ein Anspruch 
besteht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung oder Kin- 
derzuschuß aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeld- 
neuregelungsgesetz; 

2. wenn für das Kind kein Anspriidi 
besteht auf 

a) Waisenrente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen oder 

b) Waisenrente nach den Vorschriften 
über die Entschädigung der Opfer 
der nationalsozialistischen Verfol- 
gung oder 

c) Waisenrente oder Waisenbeihilfo 
nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes. 

(2) Kindergeld wird ferner nicht gewährt für 
Kinder 

a) von Beamten, Richtern und Soldaten, 
die Bezüge unter Anwendung besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften über Kiri- 
derzuschläge erhalten, 

b) von Arbeitnehmern des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) und der sonstigen Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sowie der diesen 
nach dem Kindergeldneuregelungs- 
gesetz gleichgestellten Verwaltungen, 
Betriebe, Anstalten, Einrichtungen und 
Vereinigungen, deren Beschäftigung im 
jeweiligen Monat drei Viertel der 
regelmäßigen Arbeitszeit erreicht, so- 
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weit ihre Dienstherren oder ihre Arbeit- 
geber Regelungen anwenden, die min- 
destens den allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen des Bundes oder der 
Länder über Kinderzuschläge entspre- 
chen, 

c) von Empfängern von Versorgungs- 
bezügen nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen mit Aus- 
nahme solcher Kinder von Witwen, für 
die die Vorschriften über Kinderzu- 
schläge keine Anwendung finden, 

d) die Waisengeld unter Anwendung be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften über 
Kinderzuschläge erhalten, wenn Wit- 
wengeld nicht zu zahlen ist, 

e) von Empfängern von Ubergangsgehalt 
oder Übergangsbezügen nach dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1296), sofern für das dritte oder wei- 
tere kinderzuschlagsberechtigte Kind 
Leistungen gewährt werden, die min- 
destens dem Kindergeld nach § 6 Abs. 1 
des Kindergeldneuregelungsgesetzes 
entsprechen, 

f) von Arbeitnehmern der Spitzenver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege 
(Arbeiterwohlfahrt-Hauptausschuß, 
Central- Ausschuß für die Innere Mis- 
sion in Deutschland, Deutscher Caritas- 
verband, Deutscher Paritätischer Wohh 
fahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz 
und Zentralwohlfahrtsstelle der Juden 
in Deutschland) einschließlich ihrer 
Untergliederungen, Einrichtungen und 
Anstalten — ohne Rücksicht auf deren 
Rechtsform > — , wenn 

aa) diese Arbeitnehmer Leistungen 
erhalten, die mindestens dem Kin- 
dergeld nach § 6 Abs. 1 des Kinder- 
geldneuregelungsgesetzes entspre- 
chen oder 

bb) ihre Beschäftigung im jeweiligen 
Monat drei Viertel der regelmäßi- 
gen Arbeitszeit erreicht und ihre 
Arbeitgeber Regelungen anwenden, 
die mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bun- 
des und der Länder entsprechen." 


§ 20 

Unterhaltssicherungsgesetz 

Das Gesetz über die Sicherung des Unterhalts für 
Angehörige der zum Wehrdienst einberufenen 
Wehrpflichtigen (Unterhaltssicherungsgesetz) vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1046) wird wie 
folgt geändert: 


I § 6 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ist ein Familienangehöriger ein Kind, für das 
dem Wehrpflichtigen ein Anspruch auf Kindergeld 
nach dem Kindergeldneuregelungsgesetz zusteht, so 
erhöht sich der Tabellensatz um ein Kindergeld in 
Höhe des Kindergeldes nach dem Kindergeldneu- 
regelungsgesetz für jedes dritte und weitere Kind." 


SECHSTER ABSCHNITT 
Aufhebung von Gesetzen 

§ 21 

Kindergeldgesetz 

Das Gesetz über die Gewährung von Kindergeld 
und die Errichtung von Familienausgleichskassen 
(Kindergeldgesetz) vom 13. November 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 333) in der Fassung des Gesetzes zur 
Ergänzung des Kindergeldgesetzes (Kindergeld- 
ergänzungsgesetz — KGEG) vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 841) sowie in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1061) wird aufgehoben. 

§ 22 

Kindergeldanpassungsgesetz 

Das Gesetz über die Anpassung der Leistungen für 
I Kinder in der gesetzlichen Unfallversicherung, in den 
! gesetzlichen Rentenversicherungen, in der Arbeits- 
I losenversicherung und Arbeitslosenfürsorge sowie 
i in der Kriegsopferversorgung an das Kindergeld- 
I gesetz (Kindergeldanpassungsgesetz — KGAG) vom 
I 7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) in der Fas- 
I sung des Kindergeldergänzungsgesetzes vom 23. De- 
zember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841), des Gesetzes 
I zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1018) 
sowie des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
von Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061) wird aufgehoben. 

§ 23 

Kindergeldergänzungsgesetz 

Das Gesetz zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes 
(Kindergeldergänzungsgesetz — KGEG) vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
von Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061) wird auf- 
gehoben mit Ausnahme der §§ 11, 12, 13, 14, 15 
und 18. 

§ 24 

Kindergeldänderungs- und -ergänzungsgesetz 

! Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von 
Vorschriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 
' 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1061) wird aufgehoben. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Durchführungs- und Übergangsvorschriften 

§ 25 

Durchführung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften. 

§ 26 

Auflösung und Abwicklung 
der Familienausgleichskassen 

Die Auflösung und Abwicklung der Familien- 
ausgleichskassen wird durch besonderes Gesetz ge- 
regelt. 

§ 27 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Soweit die Bundesregierung durch dieses Gesetz 
ermächtigt ist, den Kreis der Berechtigten zu be- 
stimmen, hat sie hinsichtlich des Kreises der Be- 
rechtigten den Zustand herzustellen, der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestanden hat. 


ACHTER ABSCHNITT 

Geltung im Land Berlin und im Saarland; 

Inkrafttreten 

§ 28 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen wer- 
den, gelten ’im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 29 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 30 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 


Bonn, den 20. Januar 1959 


Dr. Mende und Fraktion 



